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Fünf Vorschläge zum Kündigungsschutz

Zuhanden der Einigungskonferenz für Kündigungsbeschränkungen im Mietrecht
hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement nunmehr fünf Vorschläge
ausgearbeitet. Sie lauten:

1. ErStreckung des Mietverhältnisses in zwei Etappen höchstens 3Jahrefür Wohnungen).
In einer ersten Etappe kann der Richter die Erstreckung schon dann gewähren,
wenn der Mieter eine Härte glaubhaft macht. Die Erstreckungsfrist beträgt höchstens

ein Jahr für Wohnungen und höchstens zweiJahre für Geschäftsräume.
Verlangt der Mieter eine nochmalige Erstreckung, so hat er nachzuweisen, daß er
mittlerweile erfolglos unternommen hat, was ihm vernünftigerweise zugemutet
werden kann, um die Härte abzuwenden. Gegebenenfalls kann der Richter das
Mietverhältnis ein zweites Mal erstrecken, und zwar höchstens um zwei weitere
Jahre für Wohnungen und höchsten um drei weitere Jahre für Geschäftsräume!

2. Eine mehrmalige Erstreckung ist möglich, insgesamt aber höchstens um 2 Jahre
für Wohnungen und um 4 Jahre für Geschäftsräume.

3. Neben der Erstreckung wird auch die Kündigungsaufhebung vorgesehen, wobei
beide Maßnahmen mehrmals verfügt werden können, der Mietvertrag aber
insgesamt höchstens um 3Jahre für Wohnungen und um 5 Jahre für Geschäftsräume
verlängert werden darf.

4. Als Dauereinrichtung wird nur die Erstreckung des Mietverhältnisses im
Obligationenrecht aufgenommen, wogegen die Kündigungsaufhebung als Übergangsrecht
vorgesehen werden soll : Die Kantone werden in einer Übergangsbestimmung für
die Dauer von 5 Jahren ermächtigt, die Möglichkeit der Kündigungsaufhebung
auf dem Wege der Gesetzgebung einzuführen. Nach Ablauf dieser Frist fällt die
Übergangslösung dahin.

5. Im Sinne des Beschlusses des Ständerates wird im Obligationenrecht nur die
Erstreckung vorgesehen, während für die Kündigungsaufhebung ein allgemeinverbindlicher

befristeter Bundesbeschluß erlassen wird, der sich auf Artikel 64 BV stützt und
gleichzeitig mit der OR-Vorlage am 19. Dezember 1970 in Kraft tritt.

Soweit die fünf Varianten. In den Vordergrund stellt Bundesrat von Moos
Nr. 1 und an zweiter Stelle Nr. 5.

Alle diese Varianten tragen angesichts der bisherigen Haltung der
Ständekammer den Charakter des Kompromisses. Keine vermag voll zu befriedigen.
Die Einigungskonferenz wird sich damit am 27./28. April zu befassen haben.
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Tätig sein und nicht einsam werden

Zweifelsohne werden die Kräfte der Betagten in der modernen Gesellschaft häufig
zuwenig sinnvoll für das Allgemeinwohl eingesetzt. Das Alter wird im Alltag
manchmal unterbewertet, oder anders ausgedrückt : den alten Menschen wird in
gewissen Situationen immer wieder zuwenig zugemutet. Ein solches voreiliges
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